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Resolution der Generalversammlung 

[auf Grund des Berichts des Dritten Ausschusses (A/57/556/Add.2 und Corr.1-3)] 

  57/213. Förderung einer demokratischen und gerechten internationalen 
Ordnung 

 Die Generalversammlung, 

 unter Hinweis auf ihre Resolution 56/151 vom 19. Dezember 2001 und Kenntnis neh-
mend von der Resolution 2002/72 der Menschenrechtskommission vom 25. April 20021, 

 in Bekräftigung der Selbstverpflichtung aller Staaten, ihren Verpflichtungen zur För-
derung der allgemeinen Achtung, der Einhaltung und des Schutzes aller Menschenrechte 
und Grundfreiheiten für alle im Einklang mit der Charta der Vereinten Nationen, anderen 
Menschenrechtsübereinkünften und dem Völkerrecht nachzukommen, 

 bekräftigend, dass die internationale Zusammenarbeit zur Förderung und zum Schutz 
aller Menschenrechte auch künftig weiter verstärkt werden soll, in voller Übereinstimmung 
mit den in den Artikeln 1 und 2 der Charta verankerten Zielen und Grundsätzen der Charta 
und des Völkerrechts und unter anderem unter voller Achtung der Souveränität, der terri-
torialen Unversehrtheit und der politischen Unabhängigkeit der Staaten sowie der Grund-
sätze der Nichtandrohung und Nichtanwendung von Gewalt in den internationalen Bezie-
hungen und der Nichtintervention in Angelegenheiten, die ihrem Wesen nach zur inneren 
Zuständigkeit eines Staates gehören, 

 unter Hinweis auf die Präambel der Charta, insbesondere auf die dort zum Ausdruck 
gebrachte Entschlossenheit, den Glauben an die Grundrechte des Menschen, an Würde und 
Wert der menschlichen Person, an die Gleichberechtigung von Mann und Frau sowie von 
großen und kleinen Nationen erneut zu bekräftigen, 

 in Bekräftigung dessen, dass jeder Mensch Anspruch auf eine soziale und internatio-
nale Ordnung hat, in der die in der Allgemeinen Erklärung der Menschenrechte2 verkünde-
ten Rechte und Freiheiten voll verwirklicht werden können, 

_______________ 
1 Siehe Official Records of the Economic and Social Council, 2002, Supplement No. 3 (E/2002/23), Kap. II, 
Abschnitt A. 
2 Resolution 217 A (III). 
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 sowie in Bekräftigung der in der Präambel der Charta geäußerten Entschlossenheit, 
die kommenden Generationen vor der Geißel des Krieges zu bewahren, Bedingungen zu 
schaffen, unter denen Gerechtigkeit und Achtung vor den Verpflichtungen aus Verträgen 
und anderen Quellen des Völkerrechts gewahrt werden können, den sozialen Fortschritt und 
einen besseren Lebensstandard in größerer Freiheit zu fördern, Toleranz zu üben und als 
gute Nachbarn miteinander zu leben und den wirtschaftlichen und sozialen Fortschritt aller 
Völker durch internationale Einrichtungen zu fördern, 

 in Anbetracht der großen Veränderungen, die sich derzeit auf der internationalen 
Bühne vollziehen, sowie des Strebens aller Völker nach einer internationalen Ordnung, die 
auf den in der Charta verankerten Grundsätzen beruht, namentlich der Förderung und Un-
terstützung der Achtung vor den Menschenrechten und Grundfreiheiten für alle sowie den 
Grundsätzen der Gleichberechtigung und Selbstbestimmung der Völker, des Friedens, der 
Demokratie, der Gerechtigkeit, der Gleichheit, der Rechtsstaatlichkeit, des Pluralismus, der 
Entwicklung, der Verbesserung des Lebensstandards und der Solidarität, 

 sowie in Anbetracht dessen, dass in der Allgemeinen Erklärung der Menschenrechte 
verkündet wird, dass alle Menschen frei und gleich an Würde und Rechten geboren sind und 
ohne irgendeine Unterscheidung, wie etwa nach Rasse, Hautfarbe, Geschlecht, Sprache, Re-
ligion, politischer oder sonstiger Überzeugung, nationaler oder sozialer Herkunft, Vermö-
gen, Geburt oder sonstigem Status, Anspruch auf alle darin verkündeten Rechte und Freihei-
ten haben, 

 erneut erklärend, dass Demokratie, Entwicklung und die Achtung vor den Menschen-
rechten und Grundfreiheiten einander bedingen und sich gegenseitig verstärken und dass die 
Demokratie auf dem frei bekundeten Willen der Menschen, über ihre politischen, wirt-
schaftlichen, sozialen und kulturellen Systeme frei zu bestimmen, und auf ihrer vollen Teil-
habe an allen Aspekten ihres Lebens beruht, 

 hervorhebend, dass Demokratie nicht nur ein politischer Begriff ist, sondern auch 
wirtschaftliche und soziale Dimensionen hat, 

 in der Erkenntnis, dass Demokratie, die Achtung aller Menschenrechte, namentlich 
des Rechts auf Entwicklung, eine transparente, rechenschaftspflichtige Regierungs- und 
Verwaltungsführung in allen Sektoren der Gesellschaft sowie eine wirksame Teilhabe der 
Zivilgesellschaft zu den unentbehrlichen Grundlagen für die Verwirklichung einer nach-
haltigen sozialen Entwicklung gehören, in deren Mittelpunkt der Mensch steht, 

 mit Besorgnis feststellend, dass Rassismus, Rassendiskriminierung, Fremden-
feindlichkeit und damit zusammenhängende Intoleranz unter anderem durch eine ungleiche 
Verteilung des Wohlstands, Marginalisierung und soziale Ausgrenzung verschärft werden 
können, 

 unterstreichend, dass die internationale Gemeinschaft zwingend dafür sorgen muss, 
dass die Globalisierung für alle Menschen der Welt zu einer positiven Kraft wird, und dass 
die Globalisierung nur dann alle voll einschließen und ausgewogen sein kann, wenn breit 
angelegte, dauerhafte Anstrengungen auf der Grundlage der ganzen Vielfalt unserer einen 
Menschheit unternommen werden, 

 betonend, dass die Anstrengungen, durch die erreicht werden soll, dass die Globalisie-
rung alle voll einschließt und ausgewogen ist, Politiken und Maßnahmen auf weltweiter 
Ebene umfassen müssen, die den Bedürfnissen der Entwicklungs- und Übergangsländer ent-
sprechen und an deren Ausarbeitung und Durchführung diese Länder wirksam mitarbeiten, 

 nach Anhörung der Völker der Welt und in Anerkennung ihres Strebens nach Ge-
rechtigkeit, nach Chancengleichheit für alle, nach der Wahrnehmung ihrer Menschenrechte, 
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einschließlich des Rechts auf Entwicklung, auf ein Leben in Frieden und Freiheit und auf 
gleichberechtigte Teilhabe ohne Diskriminierung am wirtschaftlichen, sozialen, kulturellen, 
bürgerlichen und politischen Leben,  

 entschlossen, alles in ihrer Macht Stehende zu tun, um eine demokratische und ge-
rechte internationale Ordnung zu gewährleisten,  

 1. bekräftigt, dass jeder Mensch Anspruch auf eine demokratische und gerechte in-
ternationale Ordnung hat; 

 2. bekräftigt außerdem, dass eine demokratische und gerechte internationale Ord-
nung die volle Verwirklichung aller Menschenrechte für alle fördert; 

 3. fordert alle Mitgliedstaaten auf, ihrer in Durban (Südafrika) auf der Weltkonfe-
renz gegen Rassismus, Rassendiskriminierung, Fremdenfeindlichkeit und damit zusammen-
hängende Intoleranz zum Ausdruck gebrachten Selbstverpflichtung nachzukommen, mög-
lichst großen Nutzen aus den Vorteilen der Globalisierung zu ziehen, unter anderem durch 
die Verstärkung und Verbesserung der internationalen Zusammenarbeit mit dem Ziel, die 
Chancengleichheit im Hinblick auf Handel, Wirtschaftswachstum und nachhaltige Entwick-
lung zu erhöhen, globale Kommunikation durch den Einsatz neuer Technologien und ver-
stärkten interkulturellen Austausch durch die Erhaltung und Förderung der kulturellen Viel-
falt3, und erklärt erneut, dass die Globalisierung nur dann alle voll mit einschließen und aus-
gewogen sein kann, wenn breit angelegte und dauerhafte Anstrengungen unternommen wer-
den, um auf der Grundlage der ganzen Vielfalt unserer einen Menschheit eine gemeinsame 
Zukunft zu schaffen;  

 4. bekräftigt, dass eine demokratische und gerechte internationale Ordnung unter 
anderem Folgendes voraussetzt: 

 a) Die Verwirklichung des Rechts aller Völker auf Selbstbestimmung, kraft dessen 
sie ihren politischen Status frei bestimmen und ihrer wirtschaftlichen, sozialen und kulturel-
len Entwicklung frei nachgehen können; 

 b) die Verwirklichung des Rechts der Völker und Nationen auf die ständige Sou-
veränität über ihre natürlichen Reichtümer und Ressourcen; 

 c) die Verwirklichung des Rechts eines jeden Menschen und aller Völker auf Ent-
wicklung; 

 d) die Verwirklichung des Rechts aller Völker auf Frieden; 

 e) die Verwirklichung des Rechts auf eine internationale Wirtschaftsordnung, die 
auf der gleichberechtigten Teilhabe an den Entscheidungsprozessen, Interdependenz, wech-
selseitigem Interesse, Solidarität und der Zusammenarbeit zwischen allen Staaten beruht; 

 f) die Verwirklichung von Solidarität als ein grundlegender Wert, auf Grund des-
sen die globalen Herausforderungen in einer Art und Weise bewältigt werden müssen, die zu 
einer gerechten Verteilung der Kosten und Lasten im Einklang mit den Grundprinzipien der 
Ausgewogenheit und der sozialen Gerechtigkeit führt und sicherstellt, dass diejenigen, die 
leiden oder den geringsten Nutzen ziehen, von denjenigen Hilfe erhalten, die am meisten 
profitieren; 

_______________ 
3 Siehe Weltkonferenz gegen Rassismus, Rassendiskriminierung, Fremdenfeindlichkeit und damit zusam-
menhängende Intoleranz, Erklärung und Aktionsprogramm. 
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 g) die Förderung und Festigung transparenter, demokratischer, gerechter und ver-
antwortlicher internationaler Institutionen in allen Bereichen der Zusammenarbeit, ins-
besondere durch die Verwirklichung der Grundsätze einer umfassenden und gleichberech-
tigten Teilhabe an den jeweiligen Entscheidungsmechanismen; 

 h) die Verwirklichung des Rechts auf die gleichberechtigte Teilhabe aller ohne jede 
Diskriminierung an den innerstaatlichen und weltweiten Entscheidungsprozessen;  

 i) die Verwirklichung des Grundsatzes der ausgewogenen Vertretung der Regionen 
sowie von Männern und Frauen bei der personellen Zusammensetzung des Systems der Ver-
einten Nationen; 

 j) die Förderung einer freien, gerechten, wirksamen und ausgewogenen inter-
nationalen Informations- und Kommunikationsordnung auf der Grundlage internationaler 
Zusammenarbeit mit dem Ziel, ein neues Gleichgewicht und eine stärkere Gegenseitigkeit 
im Hinblick auf den internationalen Informationsfluss herbeizuführen und insbesondere die 
Ungleichheiten im Informationsfluss in die Entwicklungsländer und aus diesen Ländern zu 
beheben; 

 k) die Achtung der kulturellen Vielfalt und der kulturellen Rechte aller Menschen, 
weil dies den Pluralismus der Kulturen verstärkt, zu einem breiteren Austausch von Wissen 
und zu einem besseren Verständnis der kulturellen Voraussetzungen beiträgt, die Anwen-
dung und den Genuss der allgemein anerkannten Menschenrechte überall auf der Welt för-
dert und weltweit den Aufbau stabiler freundschaftlicher Beziehungen zwischen den Völ-
kern und Nationen begünstigt; 

 l) die Verwirklichung des Rechts aller Menschen und Völker auf eine gesunde 
Umwelt; 

 m) die Förderung des ausgewogenen Zugangs zu den aus der internationalen Vertei-
lung des Wohlstands erwachsenden Vorteilen durch eine verstärkte internationale Zusam-
menarbeit, insbesondere auf dem Gebiet der internationalen Wirtschafts-, Handels- und Fi-
nanzbeziehungen; 

 n) die Verwirklichung des Rechts eines jeden Menschen auf Teilhabe am gemein-
samen Erbe der Menschheit; 

 o) die von allen Nationen der Welt gemeinsam getragene Verantwortung für die 
Gestaltung der weltweiten wirtschaftlichen und sozialen Entwicklung und die Bewältigung 
von Bedrohungen des Weltfriedens und der internationalen Sicherheit, die auf multilateraler 
Ebene wahrgenommen werden muss; 

 5. unterstreicht, wie wichtig es ist, bei der Stärkung der internationalen 
Zusammenarbeit auf dem Gebiet der Menschenrechte den Reichtum und die Vielfalt der in-
ternationalen Gemeinschaft der Nationen und Völker zu bewahren sowie die nationalen und 
regionalen Besonderheiten und die unterschiedlichen historischen, kulturellen und religiö-
sen Voraussetzungen zu achten; 

 6. unterstreicht außerdem, dass alle Menschenrechte allgemein gültig und unteil-
bar sind, einander bedingen und miteinander verknüpft sind und dass die internationale Ge-
meinschaft die Menschenrechte weltweit in gerechter und gleicher Weise, auf derselben 
Grundlage und mit demselben Nachdruck behandeln muss, und erklärt erneut, dass es, ob-
schon die Bedeutung nationaler und regionaler Besonderheiten und unterschiedlicher hi-
storischer, kultureller und religiöser Voraussetzungen im Auge zu behalten ist, die Pflicht 
der Staaten ist, ohne Rücksicht auf ihre jeweilige politische, wirtschaftliche und kulturelle 
Ordnung alle Menschenrechte und Grundfreiheiten zu fördern und zu schützen; 

 7. fordert alle auf internationaler Ebene tätigen Akteure nachdrücklich auf, eine in-
ternationale Ordnung zu errichten, die auf Inklusivität, Gerechtigkeit, Gleichberechtigung 



 A/RES/57/213 

 5

und Gleichstellung, Menschenwürde, gegenseitigem Verständnis sowie der Förderung und 
Achtung der kulturellen Vielfalt und der universalen Menschenrechte beruht, und alle Aus-
grenzungslehren zu verwerfen, die auf Rassismus, Rassendiskriminierung, Fremdenfeind-
lichkeit und damit zusammenhängender Intoleranz gründen; 

 8. erklärt erneut, dass alle Staaten die Herbeiführung, die Wahrung und die Festi-
gung des Weltfriedens und der internationalen Sicherheit fördern und zu diesem Zweck ihr 
Möglichstes tun sollen, um eine allgemeine und vollständige Abrüstung unter wirksamer in-
ternationaler Kontrolle herbeizuführen und sicherzustellen, dass die durch wirksame Abrü-
stungsmaßnahmen freigesetzten Ressourcen für eine umfassende Entwicklung, insbeson-
dere der Entwicklungsländer, verwendet werden; 

 9. erinnert daran, dass die Generalversammlung ihre Entschlossenheit verkündet 
hat, nachdrücklich auf die Errichtung einer neuen internationalen Wirtschaftsordnung hinzu-
wirken, die auf Gerechtigkeit, souveräner Gleichheit, wechselseitiger Abhängigkeit, dem 
gemeinsamen Interesse und der Zusammenarbeit aller Staaten unabhängig von ihrem Wirt-
schafts- und Gesellschaftssystem beruht, die Ungleichheiten behebt und bestehende Unge-
rechtigkeiten beseitigt, die die Aufhebung der sich vertiefenden Kluft zwischen den 
entwickelten Ländern und den Entwicklungsländern ermöglicht und eine sich stetig be-
schleunigende wirtschaftliche und soziale Entwicklung in Frieden und Gerechtigkeit für die 
heutigen und die kommenden Generationen gewährleistet4; 

 10. erklärt erneut, dass die internationale Gemeinschaft Mittel und Wege finden 
soll, um die derzeitigen Hindernisse zu beseitigen und den Herausforderungen zu begegnen, 
die sich der vollen Verwirklichung aller Menschenrechte entgegenstellen, und um weitere 
Menschenrechtsverletzungen zu verhindern, die sich daraus auf der ganzen Welt ergeben; 

 11. fordert die Staaten nachdrücklich auf, sich auch weiterhin durch eine verstärkte 
internationale Zusammenarbeit um die Schaffung einer demokratischen und gerechten inter-
nationalen Ordnung zu bemühen; 

 12. ersucht die Menschenrechtskommission, die Menschenrechts-Vertragsorgane, 
das Amt des Hohen Kommissars der Vereinten Nationen für Menschenrechte, die Mechanis-
men der Menschenrechtskommission und die Unterkommission für die Förderung und den 
Schutz der Menschenrechte, dieser Resolution im Rahmen ihres jeweiligen Mandats ge-
bührende Aufmerksamkeit zu widmen und zu ihrer Durchführung beizutragen; 

 13. fordert das Amt des Hohen Kommissars auf, sich bei der Vorbereitung und Aus-
gestaltung des Sachverständigen-Seminars zur Untersuchung der Interdependenz zwischen 
Demokratie und Menschenrechten, das es im Januar 2003 einberufen wird, auf die Frage 
der Förderung einer demokratischen und gerechten internationalen Ordnung zu stützen und 
diese Resolution zu berücksichtigen, und alle Regierungen, Sonderorganisationen, Fonds 
und Programme der Vereinten Nationen und interessierten nichtstaatlichen Organisationen 
zu bitten, an diesem Seminar teilzunehmen;  

 14. ersucht den Generalsekretär, diese Resolution den Mitgliedstaaten, den Orga-
nen, Organisationen und anderen Teilen der Vereinten Nationen, den zwischenstaatlichen 
Organisationen, insbesondere den Bretton-Woods-Institutionen, und den nichtstaatlichen 
Organisationen zur Kenntnis zu bringen und so weit wie möglich zu verbreiten; 

 15. beschließt, die Behandlung dieser Frage auf ihrer neunundfünfzigsten Tagung 
unter dem Punkt "Menschenrechtsfragen" fortzusetzen. 

77. Plenarsitzung 
18. Dezember 2002 

_______________ 
4 Siehe Resolution 3201 (S-VI). 


